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Sebastian Schanzer

DieVideoüberwachung derDrei-
rosenanlage wird – wie vor
einem Jahr angekündigt – per
Jahresende eingestellt. Das teil-
te die Basler Kantonspolizei ges-
tern mit, nachdem sie zuvor die
Anwohnerschaft per Brief infor-
miert hatte. Die Kameras hätten
in Kombination mit dem Mass-
nahmenpaket der Regierung die
gewünschte Wirkung erzielt,
heisst esweiter. Und: Die Sicher-
heitslage auf demAreal habe sich
im Vergleich zum Vorjahr deut-
lich verbessert.

In den Monaten Juni bis No-
vember 2023 verzeichnete die
Kantonspolizei 283 Meldungen
imZusammenhangmit derDrei-
rosenanlage,während es im glei-
chen Zeitraum im Jahr 2024 noch
138 Meldungen waren. Seit der
Inbetriebnahme der Videoüber-

wachung wurden in 86 Fällen
Aufzeichnungen zuhanden der
Staatsanwaltschaft Basel-Stadt
gesichert, wie es in der Medien-
mitteilung heisst. Diese Auf-
zeichnungenwürden imErmitt-
lungsverfahren die Identifikation
der Täterschaft erleichtern und
die einzelne Sachverhalte umfas-
send dokumentieren.

Das Ende ist vorgeschrieben,
kommt aber nicht gut an
Das kantonale Informations-
und Datenschutzgesetz gibt vor,
eine Videoüberwachung sei ört-
lich und zeitlich zu beschränken:
Sobald der Zweck der Massnah-
me erfüllt sei, müsse sie einge-
stelltwerden. Erstmals in Betrieb
genommen wurde die Video-
überwachung im August 2023.
WenigeMonate späterwurde das
System durch weitere Kameras
ausgebaut – auch weil sich die

Delikte aufgrund der Überwa-
chung teilweise in Richtung Un-
terer Rheinweg verlagert hatten.
Zudemwurde derBetrieb derKa-
meras bis Ende 2024 verlängert.

Bereits imOktober 2023 stell-
te die Kantonspolizei allerdings
fest, dass die Anzahl der mut-
masslich «schweren Gewalt-
delikte» seit der Videoüberwa-
chung gesunken sei. Leichtere
Delikte bewegten sich zu diesem
Zeitpunkt im Mehrjahresver-
gleich weiterhin auf einem ho-
hen Niveau.

Den Entscheid zur Verlänge-
rung begrüssten damals insbe-
sondereVertreter der Basler SVP,
erfüllte der Regierungsrat damit
doch eine zentrale Forderung der
ParteiausihremSicherheitspaket.
Dass die Überwachung nun be-
endet werden soll, kommt dem-
entsprechend schlecht an.Gross-
rat Joël Thüring schreibt auf

Anfrage: «Das ist ein falscher
Entscheid. Diese Überwachung
hat dort sehr geholfen und war
einwirkungsvollesMittel, umdie
Sicherheit vor Ort zu verbes-
sern.» Zudem habe es die ohne-
hin stark unterbesetzte Polizei
entlastet. Thüring kündigt an,
seine zurückgezogeneMotion zu
reaktivieren. «Aus meiner Sicht
muss die Überwachung weiter-
geführt werden.»

Kritisch zur Überwachung
äusserten sich linke Politikerin-
nen und Politiker. «Die Kameras
stellen einen starken Eingriff in
die Grundrechte derBevölkerung
dar», sagt Basta-Grossrat Nicola
Goepfert nach wie vor. Es sei
wichtig, dass eine solche Mass-
nahmenurnachBewilligungund
eben zeitlich beschränkt getrof-
fenwerde. Kameras könnten kei-
ne langfristige Lösung sein. Die
Überwachung auf derDreirosen-

anlage sei ungewöhnlich lange
aufrechterhalten worden.

Goepfert wünscht sich nun
eine «saubere Auswertung» sei-
tens Kanton über die Wirkung
aller Massnahmen, die im Zu-
sammenhangmit der Sicherheit
auf derAnlage getroffenwurden.
Dazu gehören auch die bessere
Beleuchtung des Areals, die er-
höhte Polizeipräsenz und eine
Reihe von sozialenMassnahmen
wie die Verlängerung der Öff-
nungszeiten derNotschlafstelle,
derAusbauvonKontakt- undAn-
laufstellen für Drogensüchtige
oder die Präsenz des Ranger-
dienstes. Ein entsprechenderBe-
richtmüsse öffentlich einsehbar
sein und aufzeigen, welche
Massnahme wie gewirkt habe.

Die Polizei will die Vorinstal-
lationen für die Überwachung
stehen lassen, sodass sie, falls
nötig, rasch handeln könne.

Dreirosenanlage: Basler Polizei
beendet Videoüberwachung
«Zweck erfüllt» Die Kameras auf der Dreirosenanlage sollen zum Jahresende ausser Betrieb genommen werden.
Die Sicherheitslage habe sich verbessert, sagt die Kantonspolizei.

Das Kamerauge schreckt ab: Die Zahl der polizeibekannten Vorfälle auf der Dreirosenanlage hat während der Videoüberwachung markant abgenommen. Fotos: PD, Dominik Plüss

Emma Hodcroft arbeitet als
Gruppenleiterin am Tropen- und
Public-Health-Institut (Swiss
TPH) und istAssistenzprofessorin
an der Universität Basel. Die Mo-
lekularepidemiologin ist Mitbe-
gründerinvonPathoplexus, einem
gemeinschaftsbasierten Open-
Source-Hub für den Austausch
von Genomenviraler Krankheits-
erreger. Die renommierte Fach-
zeitschrift «Nature» setzte sie nun
auf eine Liste mit drei Personen,
die es gilt, 2025 im Auge zu be-
halten, wenn es darum geht, die
Wissenschaft zu gestalten.

Hodcroft befindet sich dabei
in illustrer Gesellschaft: Die bei-
den anderen genanntenPersonen

sind der nächste Generaldirektor
des Kernforschungszentrums
Cern in Genf, Mark Thomson,
und derdesignierte US-Präsident
DonaldTrump.Dieserhat sich da-
für ausgesprochen, wichtige wis-
senschaftliche Einrichtungenwie
die National Institutes of Health
zu sanieren.

Datenbankwichtig für
Impfstoff-Entwicklung
«Ich fühlemich sehrgeehrt, in die
Liste ‹Who toWatch in 2025› von
‹Nature› aufgenommenwordenzu
sein», lässt sich Hodcroft in einer
Mitteilungdes SwissTPHzitieren.
In einerZeit, in deraktivFehlinfor-
mationenverbreitetwürden, sei es

wichtigerdenn je, eine offeneWis-
senschaft und zugängliche Daten
zu fördern, so die Forscherin.

Die Open-Source-Datenbank
Pathoplexus ermöglicht unter

anderem eine schnelle Identifi-
zierung undRückverfolgungvon
Viren sowie die Entwicklung von
Impfstoffen. Siewird vom Swiss
TPH in Zusammenarbeit mit der
Universität Basel, der ETH Zü-
rich und der London School for
Hygiene and Tropical Medicine
geleitet.

Ihre Mitglieder stammen aus
zehn Ländern und fünf Konti-
nenten. Die Covid-19-Pandemie
habe gezeigt, wie wichtig der
offene Datenaustausch für die
Verfolgung viraler Krankheits-
erreger und die Entwicklung von
Medikamenten und Impfstoffen
sei und welche Hindernisse den
Zugang zu diesen Informationen

verzögern oder einschränken
könnten, so die Basler Wissen-
schaftlerin.

Emma Hodcroft wuchs in
Texas undSchottland auf. Sie pro-
movierte an derUniversität Edin-
burgh über die Erblichkeit der
Virulenz bei HIV, bevor sie 2017
nach Basel zog, um am Biozen-
trum der Universität Basel zu ar-
beiten. 2023 kam die britisch-
amerikanische Molekularepide-
miologin zum Swiss TPH. Wäh-
rend der Covid-19-Pandemie
wurde Hodcroft zu einer ver-
trauenswürdigen Stimme in der
Wissenschaftskommunikation.

Julia Konstantinidis

EmmaHodcroft wird in einem Atemzugmit Donald Trump genannt
Uni Basel Die Fachzeitschrift «Nature» listet die Forscherin als eine von drei Personen, die 2025 prägen werden.

In illustrer Gesellschaft: Emma
Hodcroft. Foto: Oliver Hochstrasser

Die Kantonspolizei Basel-Stadt
konnte einen Tatverdächtigen
ermitteln, dem vorgeworfen
wird, in den sozialen Medien
Amokdrohungen verbreitet zu
haben. Wie die Basler Kantons-
polizei in einerMedienmitteilung
schreibt, ist dies «dank der gu-
ten Zusammenarbeit zwischen
den Schulen, der Kantonspolizei
Basel-Stadt und den Strafverfol-
gungsbehörden» gelungen.

Gleichzeitig geht aus derMit-
teilung hervor, dass in Basel ins-
gesamt fünfAmokdrohungen an
Schulhäusern ausgesprochen
wurden. In deren vier konnten
die Täter noch nicht ermittelt
werden. Alle Strafverfahren in
diesem Zusammenhang seien
noch nicht abgeschlossen.

Die Amokdrohungen gehen
auf eine sogenannte Tiktok-
Challenge zurück. «In allen Fäl-
len wurde die Kantonspolizei
Basel-Stadt durch die Schullei-
tungen informiert», schildert die
Polizei das Vorgehen, «in einer
aufwendigen Zusammenarbeit
zwischen Schulleitung und
Polizei wurde jede Drohung in
enger Zusammenarbeit analy-
siert.» Es habe nicht ausge-
schlossen werden können, dass
die Verfasser ihre Amokdrohun-
gen umsetzen würden.

Amokdrohung sollte
ein Scherz sein
In einem Fall konnte derTatver-
dächtige nun vor dem angekün-
digten Datum ermittelt werden.
Der Tatverdächtige soll sich da-
hin gehend geäussert haben,
dass es sich nur um einen Scherz
gehandelt habe. Allerdings han-
delt es sich um ein Offizialdelikt.
Spezialisten und Spezialistinnen
der Jugend- und Präventions-
polizei hätten ermittelt und ein
Strafverfahren eingeleitet. Es sei
zu einer vorübergehenden Fest-
nahme gekommen.

In einemFall habe die Jugend-
undPräventionspolizei ein neues
Verfahren zur Lageeinschätzung
undTäterermittlung angewandt.
Nochvor der angekündigtenTat-
zeit ist es zu einerAnsprache der
Kantonspolizei im Schulhaus ge-
kommen, wie aus der Medien-
mitteilung weiter hervorgeht.

Die Schülerinnen und Schü-
ler seien über den Vorfall infor-
miert und gebeten worden, Be-
obachtungen sowie Hinweise,
die zur Aufklärung beitragen
könnten, zu melden.

Verurteilung kann
für Täter teuer werden
Obwohl bis zum angekündigten
Tatzeitpunkt keine Meldungen
bei der Polizei eingegangen
seien, sei die Kantonspolizei
Basel-Stadt trotzdem im Schul-
bereich anwesend gewesen. Die
Ermittlungen der Jugendanwalt-
schaft dauern dem Vernehmen
nach weiter an.

«Bei Drohungen gegen Leib
und Leben ermitteln die Straf-
verfolgungsbehörden vonAmtes
wegen und setzen alles daran,
die Täterschaft ausfindig zuma-
chen und zur Rechenschaft zu
ziehen», mahnt die Kantons-
polizei an. Daher könne «eine
solche Drohung zu einer Verur-
teilung und hohen Kosten füh-
ren». Das gelte auch bei jugend-
lichen Tätern.

Daniel Aenishänslin

Fahnder ermitteln
Verdächtigen nach
Amokdrohung
Tiktok-Challenge Es geht um
eine von fünf Straftaten an
Basler Schulhäusern. Vier
Fälle sind weiter ungeklärt.
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Polizeiaktion Wegen eines Polizei-
einsatzes war die Tramlinie 3
nach Frankreich gestern Nach-
mittag unterbrochen. Dies teil-
ten die BaslerVerkehrs-Betriebe
auf X mit. Die Burgfelderstrasse
war für den Autoverkehr ge-
sperrt.AufAnfrage bestätigte die
Kantonspolizei einen Einsatz.

Am Abend bestätigte die
Staatsanwaltschaft den Einsatz
im Burgfelderhof. Ausgelöst hat
die Aktion ein 33-jähriger in
einer «schwierigen Lebenssitu-
ation», sagte Sprecher Martin
Schütz zur BaZ. Der Mann be-
hauptete, es befände sich eine
Bombe in einerTasche,was auf-
grund der Abklärungen von
Sprengstoffexperten nicht zutraf.

Der Mann wurde vor einem
Wohnhaus nahe der französi-
schen Grenze festgenommen.
Dies dokumentiert einVideo, das
der Redaktion vorliegt. Die
Staatsanwaltschaft bestätigt
dies. «Es war ein Drama», schil-
dert eine Anwohnerin die Situa-
tion. Bewohnerinnen und Be-
wohner des Wohnhauses seien
angewiesen worden, ihre Woh-
nungen nicht zu verlassen. (red)

Angebliche Bombe
löst Grossalarm
in Basel aus

Vorfasnacht Es ist Sonntagvorder
Fasnacht.Yuri feiert Geburtstag,
seinen zwölften. Seine Freunde
bereiten ihm ein ganz besonde-
res Geschenk:Anstattmit derCli-
que am Morgestraich einzuste-
hen, wollen sie als «wilde Ueli»
durch Basels Strassen und Gas-
sen ziehen. Dabei erleben sie so
manches Abenteuer.

Mehr sei an dieser Stelle nicht
verraten. Die Geschichte «Die
wilde Ueli» wird bei der Vorfas-
nachtsveranstaltung Kinder-
Charivari aufgeführt.Musikalisch
begleitet wird das Stück von der
Jungen Garde der Basler Dybli
der Basler Guggemuusig Jung
Garde 2018.Aufgeführtwird das
Kinder-Charivari am 15., 16., 22.,
und 23. Februar auf der Kleinen
Bühne des Theaters Basel. Der
Vorverkauf startet heute. (dw)

In Basel gehen
«wilde Ueli» um

Förderbeiträge DerGrosse Rat hat
rund 7,6 Millionen Franken an
neun Institutionen der Armuts-
undÜberlebenshilfe für 2025 bis
2028 bewilligt. Das entspricht
einer Erhöhung der Beiträge von
137’000 Franken pro Jahr.

Die Erhöhung der Beiträge ist
zum Teil durch den Teuerungs-
ausgleich bedingt. Bei Einrich-
tungen wie dem Verein Budget-
und Schuldenberatung oder der
Gassenarbeit Schwarzer Peter
wurden aber auchUmständewie
Einbrüche bei privaten Spenden
und derKundenzuwachs berück-
sichtigt. Die Beiträge an die Or-
ganisationen waren im Grossen
Rat unbestritten. Dasselbe gilt
für die Erhöhung derBeiträge an
die Stiftung Rheinleben, die prä-
ventive sowie niederschwellige
Tagesstrukturangebote für psy-
chisch beeinträchtigte Personen
anbietet. Es handelt sich um eine
Summe von rund 7,3 Millionen
Franken für die Jahre 2025 bis
2028 respektive um eine Bei-
tragserhöhung um rund 505’000
Franken pro Jahr. Auch dieser
Beitragwurdemit grosserMehr-
heit genehmigt. (SDA)

7,6 Millionen für
neun Institutionen

Lange schwieg sie zur Causa Leila Moon, nun äussert sich Katrin Grögel, Leiterin Abteilung Kultur des Kantons Basel-Stadt. Foto: Nicole Pont

Katrin Hauser und
Mélanie Honegger

In der Basler Kulturszene ist die
Hölle los. «Hüt isch en richtig
gschämmige Tag fürd Abteilig
Kultur in Basel» – «Daswird de-
finitiv als eine politische und dis-
kriminierende Entscheidung in
die Geschichtsbücher eingehen»
– «Die weisse Vorherrschaft hat
es wieder getan»: In den sozia-
len Medien solidarisieren sich
Künstler und Künstlerinnen mit
DJ Leila Moon, die den Basler
Kulturförderpreis nun doch nicht
erhält.

Der Preis, so das Narrativ, sei
verpolitisiert worden und Leila
Moon abgestraft für ihr Engage-
ment für die palästinensische
Zivilbevölkerung. Auch die
Künstlerin selbst interpretiert
das so – obwohl es inhaltlich
falsch ist. Nicht ihr Engagement
für Palästina führte zurRevision
des Vergabeentscheids, sondern
ihrAufruf zum israelischen Kul-
turboykott.Auf der anderen Seite
des politischen Spektrums fra-
gen sich bürgerliche Politiker,
wieso die Jury überhaupt erst
eine Künstlerin mit antiisraeli-
scherHaltungvorgeschlagen hat.

«Haltlose» Befürchtungen
Sie könne über den Jury-Prozess
keine Auskunft geben, sagt Kat-
rin Grögel, Leiterin derAbteilung
Kultur. Dieser sei vertraulich.
Befürchtungen der Kulturszene,
wonach der Kanton drauf und
dran sei, sich eine gehorsame,
zahme, apolitische Kulturland-
schaft aufzubauen, seien «halt-
los». Der Künstlerin Leila Moon
«steht das Recht auf freie Mei-
nungsäusserung zu». Für die
Überprüfung derVergabe sei das
Statement der Künstlerin vom
Oktober massgebend gewesen.

Moon sagte imOktober einen
Auftritt an einemBerner Festival
ab, weil die Veranstalterin auch
die israelisch-amerikanische
Band Yemen Blues gebucht hat-
te. Sie äusserte auf Instagramdie
Hoffnung, andere würden sich
von ihrem «kulturellen Boykott»
inspirieren lassen. «Da die Boy-
kott- und Ausschlussaussagen
der Künstlerin Öffentlichkeits-
charakter haben und sich auf das
kulturelle Engagement in einer
Gemeinschaft beziehen», so Grö-
gel, «wurden sie in derÜberprü-
fung beigezogen, umdieVoraus-
setzung einer Preisvergabe zu
beurteilen.»

Bei der Überprüfung kam die
Abteilung Kultur zum Schluss,
dass die Boykott-Aussagen von
Leila Moon imWiderspruch mit
ihrer Auszeichnung für vernet-
zende Arbeit in der Musikbran-
che stehen. Daher wird der Kul-
turförderpreis 2024 nicht verlie-
hen – an niemanden. Das
Preisgeld von 10’000 Franken
stehe nun «für andereMassnah-
men der Kulturförderung zur
Verfügung», so Grögel.

Fragwürdige Rolle der Jury
Wie kommt es, dass aus einem
harmlosen Förderpreis für junge
Künstlerinnen und Künstler eine
Debatte um den Nahostkonflikt
entbrannt ist? Ist der Kulturför-
derpreis 2024 verpolitisiertwor-
den – oder hatte er von Beginn
weg eine politische Dimension?
Und:Welche Rolle spielt die Jury,
die Leila Moon als Preisträgerin

vorgeschlagen hat, in dieser
Geschichte? Ein Blick auf die Per-
sonen imGremium zeigt: Es sind
vor allem auffallend junge Men-
schen, die Einsitz haben. «Bei der
Jury für den Kulturförderpreis
besteht spezifisch das Anliegen,
dass junge Menschen jurieren»,
sagt denn auch Grögel. Die Jury-
mitglieder sind zwischen 23 und
33 Jahre alt und gemäss der Lei-
terin Kultur «professionelle Kul-
turschaffende aus verschiedenen
Sparten».

Eine der sieben Personen hat
schon an «Artists against Apart-
heid»-Partys aufgelegt. Anfang
Oktober trat sie gemeinsam mit
DJ LeilaMoon an einer propaläs-
tinensischen Party im «Hum-
bug» auf. «Artists against Apart-
heid» ist eine Gruppe von Künst-
lern und Künstlerinnen, die dazu
aufruft, Handels-, Wirtschafts-
und Kulturbeziehungen zu Isra-
el zu unterbrechen. Ein anderes
Jurymitglied hat im Februar den
offenen Brief an Uni-Rektorin
Andrea Schenker-Wicki unter-
zeichnet, in dem sich Studieren-
de gegen «antisemitische Lesar-
ten der postkolonialen Theorie»
wehrten.

Im September entschied die
Jury, dass Leila Moon den Kul-
turförderpreis gewinnen sollte.
In ihrer Begründung an die Ab-
teilung Kulturwürdigt sie deren
musikalischeArbeit: «Ihr künst-
lerisches Schaffen entspringt
vielfältigen Inspirationsquellen,
die ihre reichen kulturellen Er-
fahrungen widerspiegeln: von
Raï-Musik und arabischem Pop
bis zu Indie-Folk und Chanson.»

ImDokument steht aber auch:
«Als Künstlerin nutzt sie ihre
Plattform, um auf soziale Unge-
rechtigkeiten und humanitäre
Anliegen aufmerksam zu ma-
chen.» Das politische Engage-

ment von Moon war für die Jury
offenbar mit ein Grund, sie
auszuzeichnen.

Das ist insofern interessant,
als dass Moon ihre Plattform zu
diesem Zeitpunkt mehrfach ge-
nutzt hatte, um sich nicht nur für
Palästina, sondern eben auch ge-
gen Israel zu positionieren. Sie
zeigte öffentlich ihre Unterstüt-
zung für «Artists against Apart-
heid», postete Sätze wie «From
Basel toGaza–Student Intifada!»
und produzierte seit Jahren Bei-
träge für das palästinensische
RadioAlhara.Das Radio neigt zur
VerherrlichungvonTerrorismus.

Den Vorsitz der Jury hat ein
Angestellter der Abteilung Kul-
tur. Er sei «verantwortlich für die
administrativeVorbereitung der
Sitzung» und moderiere die Ju-
rysitzung, erklärt Katrin Grögel.
Er habe zudem einen «gleich-
wertigen Einsitzwie die anderen
Mitglieder». Letztlich ist es an
Grögel selbst, die Preisvergabe
abzusegnen. Zur Frage nach
einer internen Aufarbeitung des
Eklats sagt sie: «Wirwerden den
Vergabeprozess überprüfen.»

Kantonale Jurys unter Druck
In der lokalen Politik sind bereits
erste Voten laut geworden, wo-
nach solche Preise künftig nicht
mehrdurch denKantonvergeben
werden sollten. Der ehemalige
SP-Grossrat Thomas Gander
schreibt auf Facebook: «Wenn
Entscheidungen letztlich vom
Kanton übersteuertwerden kön-
nen, geraten inhaltliche Bewer-
tungen zwangsläufig in den
Fokus politischer Erwägungen
und Interessen.»

Der Kanton müsse nach die-
sem Vorfall die Vergabe des
Kulturförderpreises einstellen.
Übernehmen könnte sie eine
Stiftung oder ein Verein.

Kulturchefin Katrin Grögel wehrt sich
Eklat um Leila Moon Die Abteilung Kultur steht in der Kritik. Die Begründung der Jury, die Leila Moon
als Basler Kulturförderpreisträgerin vorgeschlagen hat, wirft Fragen auf.

«Ich und ein
grosser Teil
der Kulturszene
in Basel sind
schockiert.»
Leila Moon
Stellungnahme auf Instagram

Am Mittwoch gab die Abteilung
Kultur des Kantons Basel-Stadt
bekannt, dass der Kulturförder-
preis dieses Jahr nicht vergeben
werde. Eigentlich hätte er bereits
am 29. November der Basler DJ
Leila Moon übergeben werden
sollen.Die Feierwurde abgesagt,
nachdembekannt gewordenwar,
dass die Musikerin zum Boykott
von israelischen Künstlern auf-
gerufen hatte. Das Präsidial-
departement kam zum Schluss:
«DerWiderspruch zwischen den
Aussagen der Künstlerin und
dem gesetzlichen Zweck der
Preisvergabe konnte imRahmen
der Überprüfung nicht ausge-
räumt werden.»

Also keineAuszeichnung und
kein Preisgeld für Leila Moon.
Die Künstlerin hat lange zu den

Vorwürfen geschwiegen und sie
dann als rechte Hetzkampagne
abgetan,weil namentlich die SVP
dieAberkennung des Kulturprei-
ses verlangte. Regierungspräsi-
dent Conradin Cramer betonte
am Mittwoch im Grossen Rat
aber, dass dies kein politischer
Beschluss gewesen sei. «Leitend
für die Arbeit derAbteilung Kul-
tur als Fachbehörde sind die ge-
setzlichen Grundlagen und nicht
politische oder mediale Kampa-
gnen.» Die Voraussetzungen für
die Vergabe des Preises sind im
Kulturfördergesetz festgehalten.
Und da lag die Diskrepanz.

Am späten Mittwochabend
meldete sichMoon auf Instagram
zuWort. «Ich und ein grosserTeil
der Kulturszene in Basel sind
schockiert», schreibt sie. Der
Preis sei ihr aberkannt worden
wegen ihres Engagements fürPa-
lästina. «Schämt euch», schliesst
sie den Post mit harschen Wor-
ten an die Adresse der Abteilung
Kultur. In der Story folgen über
ein Dutzend Posts, in denen Kul-
turschaffende sichmit Moon so-
lidarisieren und den Entscheid
des Kantons verurteilen.

Moons Kritik ist inhaltlich
nicht ganz korrekt. Nicht ihr En-
gagement fürPalästina führte zur
Revision des Entscheids, sondern
ihr Aufruf zum israelischen Kul-
turboykott, der im Widerspruch
zu denVergabekriterien steht, der
explizit auch dieVermittlung der
Kultur und den kulturellen Aus-
tausch honorieren solle.

Lukas Hausendorf

Leila Moon meldet sich
zu Wort: «Schämt euch»


